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Fehler bzw. Mängel aufweisen. In der Schule würde man 
dazu sagen: Thema verfehlt, Prüfung nicht bestanden!

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Herr Kollege Oellers, zu Ihrer ersten Rede hier im 

Deutschen Bundestag gratuliere ich Ihnen herzlich und 
wünsche Ihnen viele weitere erfolgreiche Reden im Ho-
hen Hause.

(Beifall)

Das war der letzte Redner zu diesem Tagesordnungs-
punkt, und deshalb schließe ich hiermit die Aussprache.

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage auf 
Drucksache 18/795 an die in der Tagesordnung aufge-
führten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie damit ein-
verstanden? – Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist die 
Überweisung so beschlossen.

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 11 sowie den 
Zusatzpunkt 6 auf:

11 Beratung der Beschlussempfehlung und des Be-
richts des Auswärtigen Ausschusses (3. Aus-
schuss)

– zu dem Antrag der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD

Einsetzung einer „Kommission zur Über-
prüfung und Sicherung der Parlaments-
rechte bei der Mandatierung von Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr“

– zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Frithjof 
Schmidt, Agnieszka Brugger, Omid 
Nouripour, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Einsetzung einer „Parlamentarischen 
Kommission zur Überprüfung, Sicherung 
und Stärkung der Parlamentsrechte bei 
der Mandatierung von Auslandseinsätzen 
der Bundeswehr“

Drucksachen 18/766, 18/775, 18/870

ZP 6 Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Alexander S. Neu, Wolfgang Gehrcke, Jan 
van Aken, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion DIE LINKE

Einsetzung einer „Parlamentarischen Kom-
mission zur Überprüfung, Sicherung und 
Stärkung der Parlamentsrechte bei der Man-
datierung von Auslandseinsätzen der Bundes-
wehr“

Drucksache 18/839 (neu) 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Erster Redner ist der Kollege Dr. Johann Wadephul, 
der hiermit die Aussprache eröffnet.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Dr. Johann Wadephul (CDU/CSU):
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Wir beenden heute eine kurze, aber hochqualifi-
zierte und auch interessante Beratung, die wir in der ver-
gangenen Woche in diesem Hohen Hause begonnen und 
zwischenzeitlich im Auswärtigen Ausschuss und in den 
mitberatenden Ausschüssen fortgesetzt haben.

Positiv formuliert kann man sagen: Der Anstoß, den 
der Koalitionsvertrag gegeben hat, ist von allen Fraktio-
nen aufgenommen worden. Das heißt, alle Fraktionen 
sind sich einig darin, dass es sinnvoll ist, die Frage der 
Wahrung und Sicherung der Parlamentsrechte bei der 
Mandatierung von Auslandseinsätzen dahin gehend zu 
überprüfen, ob sie zeitgemäß sind, ob sie effektiver wer-
den können und was wir angesichts einer neuen Sicher-
heitslage gegebenenfalls zu verändern haben. Das ist 
insgesamt ein erfreuliches Zwischenergebnis einer De-
batte, die aus der Mitte der Unionsfraktion schon in der 
vergangenen Legislaturperiode angeschoben worden ist. 
Wir freuen uns, dass eine Diskussion über diese Fragen 
möglich ist.

Wir tun das in dem Bewusstsein, dass die Parlaments-
rechte bei der Mandatierung von Auslandseinsätzen ein 
wirkliches Juwel unserer parlamentarischen Arbeit sind, 
welches wir sichern wollen. Wenn man betrachtet, was 
nach dem Zweiten Weltkrieg in der Verfassung an Parla-
mentsrechten festgeschrieben worden ist und durch Ent-
scheidungen des Verfassungsgerichts bestätigt worden 
ist, dann wird klar, dass die Frage der Feststellung des 
Verteidigungsfalls sozusagen noch in die alte Sicher-
heitsarchitektur zur Zeit des Kalten Krieges gehört. Un-
ter den Bedingungen einer Einsatzarmee gehört die Fest-
schreibung dieses Parlamentsrechts zu den wirklichen 
parlamentarischen Errungenschaften, auf die wir stolz 
sein können. Diese Rechte sind vom Bundesverfas-
sungsgericht regelmäßig gestärkt worden.

Wenn wir diese Rechte effektiv wahrnehmen wollen, 
müssen wir sie aber regelmäßig überprüfen. Das soll 
jetzt geschehen. Ich freue mich, dass es dazu auch kon-
struktive Vorschläge aus anderen Fraktionen gibt, wie-
wohl ich diejenigen der Linksfraktion nicht dazu zählen 
kann; denn wer ernsthaft erwägt, die Mandatierung von 
Auslandseinsätzen der Bundeswehr an eine Zweidrittel-
mehrheit zu binden, der will nicht, wie es im Antrag 
steht, die Legitimationsqualität erhöhen, sondern der 
verfolgt natürlich ganz andere politische Ziele. Das ist 
nicht weiter verwunderlich; das sollten Sie, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen, aber vielleicht ehrlicherweise sa-
gen. All diejenigen in den anderen Fraktionen, die noch 
glauben, dass man mit dieser Fraktion eine zuverlässige 
und in der NATO, in der Europäischen Union und in der 
UNO kalkulierbare Sicherheitspolitik betreiben kann,

(Dr. Kirsten Tackmann [DIE LINKE]: Mehr 
Demokratie wagen!)
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werden hier wieder einmal eines Besseren belehrt: Mit 
dieser Fraktion kann man das nicht erreichen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Wir haben uns intensiv bemüht, die Fraktion Bünd-
nis 90/Die Grünen einzubeziehen. Weil das im Auswär-
tigen Ausschuss von Ihnen, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der Grünenfraktion, ein bisschen kritisch 
beleuchtet worden ist, was Ihr gutes parlamentarisches 
Recht ist, will ich dazu Folgendes sagen: Ein entspre-
chender Koalitionsantrag ist Ihnen am 25. Februar 2014 
zugeleitet worden. Wir haben erst zehn Tage danach 
erste Vorschläge von Ihnen dazu erhalten. Wer aus dem 
Koalitionsvertrag weiß, was wir wollen, wer rechtzeitig 
vor Beginn der ersten Lesung einen Antrag von uns be-
kommt, wer sich dazu äußern kann, wer sich einbringen 
kann, der sollte nicht im Ernst so tun – so habe ich das 
im Auswärtigen Ausschuss verstanden

(Zuruf der Abg. Renate Künast [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Frau Kollegin Künast, Sie waren nicht dabei –, als 
hätte es hier kein vernünftiges Zugehen der Großen Ko-
alition auf die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegeben. 
Wir haben versucht, Sie einzubinden. Wenn Sie am 
Schluss nicht mitwirken wollen, dann muss man das hier 
auch ehrlich sagen. Dann werden wir unseren Antrag 
hier durchsetzen. Aber bitte unterlassen Sie an dieser 
Stelle die formelle Verfahrenskritik. Sie ist unberechtigt.

(Beifall bei der CDU/CSU)

In der Sache muss man sagen: Wer eine Experten-
kommission einsetzen will – wir sind die Letzten, die ihr 
Licht unter den Scheffel stellen – und sie, wie die Grü-
nen, allein mit Parlamentariern besetzen will, der wird 
natürlich relativ wenige Anstöße von draußen bekom-
men, was juristische, sicherheitspolitische und militär-
politische Fragen angeht. Wir wollen die Expertise zu 
uns holen.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das wollen wir auch!)

– Ja. Das, was Sie machen wollen, ist aber klassisch das, 
was wir in jeder Ausschusssitzung machen können, 
wenn wir eine Anhörung durchführen. Das können wir 
jederzeit machen, ob im Verteidigungsausschuss oder im 
Auswärtigen Ausschuss. Das werden wir auch wieder 
machen. Das wird man möglicherweise auch danach 
noch machen wollen und natürlich auch können. Aber 
wir wollen eine Kommission einsetzen, durch die wir 
den Blick von draußen in unsere Parlamentswelt hinein-
holen. Ich glaube, das ist ein guter und wichtiger Ansatz, 
der unsere Arbeit am Schluss nur befruchten kann und 
sinnvoll ist. Deswegen möchte ich Sie ganz herzlich bit-
ten, sich dem zu öffnen.

Es bleibt dabei: Es gibt neue Bedingungen, auf die 
wir uns einstellen müssen. Wir haben es mit neuen si-
cherheitspolitischen Anforderungen zu tun. Es gibt mehr 
Zusammenarbeit mit Partnern als noch vor wenigen Jah-
ren. Wir haben weniger Haushaltsmittel zur Verfügung.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Was haben denn die Haushaltsmittel 
damit zu tun?)

Deswegen ist es gut, dass wir eine Kommission bitten 
können, uns zu beraten. Die Schlussentscheidung trifft 
der Deutsche Bundestag – das steht vollkommen außer 
Frage; niemand wird das befolgen müssen, was von der 
Kommission vorgeschlagen wird –, und es bleibt bei ei-
nem starken Parlamentsrecht. Aber es ist gut, dass diese 
Kommission ihre Arbeit aufnehmen kann.

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Als nächstem Redner erteile ich dem Kollegen 

Dr. Alexander Neu, Die Linke, das Wort.

(Beifall bei der LINKEN)

Dr. Alexander S. Neu (DIE LINKE):
Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger! Sehr geehrte 

Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Präsident! Die 
Linke hat letzte Woche angekündigt, einen eigenen An-
trag einzubringen. Das haben wir nun gemacht. Er liegt 
Ihnen vor.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Aber viel zu 
spät! Und viel zu schlecht!)

Der eine oder andere von Ihnen mag sich fragen, wa-
rum die Linke das Parlamentsbeteiligungsgesetz so ver-
teidigt, wie sie es verteidigt. Das kann ich Ihnen sagen: 
Obwohl wir gegen Auslandseinsätze sind bzw. gerade 
weil wir gegen Auslandseinsätze sind, verteidigen wir 
das Parlamentsbeteiligungsgesetz.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Oh, Sie verteidi-
gen auch mal etwas?)

90 Prozent der gewählten Vertreter in diesem Hause 
stimmen regelmäßig für Kriegs- und Kampfeinsätze und 
für Auslandseinsätze

(Michael Brand [CDU/CSU]: Das stimmt 
doch gar nicht!)

– doch, das stimmt –

(Michael Brand [CDU/CSU]: Was denn für 
Kriegseinsätze?)

und missachten regelmäßig den Mehrheitswillen der 
Gesellschaft, die zu 75 Prozent gegen Auslandseinsätze 
ist. Das ignorieren Sie einfach. Das heißt, die Linke ist 
die einzige Fraktion, die Auslandseinsätze im Sinne des 
Mehrheitswillens der Gesellschaft ablehnt.

(Beifall bei der LINKEN – Omid Nouripour 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ja, ja! Des-
halb haben Sie bei der Bundestagswahl ja auch 
80 Prozent bekommen! – Ingo Gädechens 
[CDU/CSU]: Sie machen es sich immer sehr 
leicht! – Weitere Zurufe von der CDU/CSU: 
Ui! – Sie sind ja toll!)
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Die kuriose Situation, die ich gerade geschildert habe, 
sehr geehrte Damen und Herren, muss dem Bürger und 
der Bürgerin deutlich gemacht werden. Daher fordert die 
Linke die Sicherstellung der Transparenz, der Kontrolle 
und des Entscheidungsmonopols des Deutschen Bundes-
tages bei Auslandseinsätzen.

Gerade wurde ein weiterer Punkt angesprochen: die 
Zweidrittelmehrheit, die wir bei Entscheidungen des 
Deutschen Bundestages über Auslandseinsätze einfor-
dern. Es kann nicht sein, dass die Entscheidung über 
Krieg und Frieden, über Leben und Tod von 30, 40 an-
wesenden MdBs getroffen wird.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Hallo? Das 
ist immer eine namentliche Abstimmung! – 
Michael Brand [CDU/CSU]: Das ist doch 
schon wieder gelogen! Das ist doch unwahr!)

Es müsste so sein, dass mindestens zwei Drittel der Mit-
glieder des Deutschen Bundestages anwesend sein und 
so die Verantwortung für ihr Tun und Handeln überneh-
men müssten.

(Michael Brand (CDU/CSU): Das ist doch 
eine Diffamierung! Das ist doch unwahr! – 
Manfred Grund (CDU/CSU): Wollen Sie sich 
korrigieren? Sie haben noch die Möglichkeit! 
Nennen Sie doch mal konkrete Zahlen! – 
Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU): Über wel-
che Einsätze wurde hier denn nicht in nament-
licher Abstimmung abgestimmt? – Henning 
Otte (CDU/CSU): Das war sachlich falsch!)

Nun zum konkreten Problem. Als angebliches Pro-
blem deklarieren Sie, das Parlamentsbeteiligungsgesetz 
stelle eine Behinderung der Arbeit der integrierten Stäbe 
und integrierten Verbände dar. Genannt werden 
AWACS-Flugzeuge, Luftbetankung, Lufttransport, 
NATO-Hauptquartiere, Führungsstäbe etc. etc. Was 
steckt dahinter? Integrierte Stäbe oder integrierte Ver-
bände sind multinational zusammengesetzt. Das heißt, 
Franzosen, Deutsche, Briten, Amerikaner etc. arbeiten in 
diesen Formationen zusammen.

Wenn nun der Parlamentsvorbehalt zugunsten integ-
rierter Stäbe oder integrierter Verbände eingeschränkt 
werden würde, geschähe Folgendes: Wenn die USA, 
Frankreich oder Großbritannien mal wieder der Auffas-
sung sind, die Welt vor irgendwelchen Schurken retten 
und einen Kampf führen zu müssen,

(Michael Brand [CDU/CSU]: Ach, du liebe 
Güte! Was für ein Niveau!)

die Bundesregierung aber ausnahmsweise nicht mitma-
chen möchte – siehe den Fall Libyen –, geriete es so, 
dass die Bundesregierung unter erheblichem Druck der 
USA, Frankreichs oder Großbritanniens stünde, diesen 
Einsatz im NATO-Rat oder im Ministerrat der Europäi-
schen Union nicht durch ein Veto zu blockieren. Was 
wäre die Konsequenz? Die Konsequenz wäre ein Mit-
machautomatismus. Genau das wollen Sie. Die Bundes-
wehrsoldatinnen und -soldaten in den integrierten Stäben 
und den integrierten Verbänden von EU und NATO 

müssten dann in den Kampfeinsatz bzw. in den Aus-
landseinsatz.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Sie machen eine 
Mitlachstrategie!)

Warum? Weil das souveräne Entscheidungsrecht der 
Bundesregierung und des Bundestages ausgehebelt und 
nach Brüssel verlegt worden ist – und das ausgerechnet 
durch die hier anwesenden Parlamentarier.

(Michael Brand [CDU/CSU]: So ein dummes 
Zeug!)

Die Entscheidung über Krieg und Frieden, die Entschei-
dung über Leben und Tod hinge somit von EU- und 
NATO-Technokraten ab. Das kann doch nicht Ihr Ernst 
sein. Das wollen Sie nicht wirklich.

(Beifall bei der LINKEN – Henning Otte 
[CDU/CSU]: Das glauben Sie auch nicht wirk-
lich, was Sie da sagen! – Michael Brand 
[CDU/CSU]: Das arrogante Lächeln sagt doch 
alles!)

Die Linke widersetzt sich diesem Abbau des Parla-
mentsvorbehaltes und fordert stattdessen seine Auswei-
tung. Ich habe bei meiner letzten Rede schon einige Lü-
cken aufgezählt. Ich wiederhole sie gerne noch einmal.

Die erste Lücke betrifft die Unterrichtungspraxis be-
züglich der Einsätze der Spezialkräfte. Es kann nicht 
sein, dass von den 631 Abgeordneten gerade einmal 17 
darüber informiert werden – halbherzig informiert wer-
den –, ob die SEK M oder die KSK im Einsatz ist.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Sie werfen was 
durcheinander!)

Die zweite Lücke ist mir heute Morgen noch einmal 
deutlich geworden, als unsere Kanzlerin gesprochen hat. 
Es ist das, was man unter die Merkel-Doktrin zu fassen 
versteht:

(Lachen des Abg. Manfred Grund [CDU/
CSU])

Ausbildungsmission und Rüstungsexport als strategische 
Instrumente neben Kampfeinsätzen einzusetzen. Warum 
also keinen Parlamentsvorbehalt für Rüstungsexporte? 
Das gilt es anzudenken.

(Manfred Grund [CDU/CSU]: Das Richtige ist 
nicht neu, Herr Neu!)

Die dritte Lücke betrifft die Sicherstellung, dass keine 
unbemannten Waffensysteme, also Drohnen, zum 
Einsatz kommen. Es gibt einen bekannten Spruch der 
Friedensbewegung, der hier auf ironische Weise wieder-
belebt wird: Stell Dir vor, es ist Krieg, und niemand geht 
hin. – Damals ahnte noch keiner, dass es einmal so per-
verse Mordinstrumente wie Killerdrohnen geben würde. 
Um Krieg führen zu können, muss man nicht mehr in 
das Einsatzgebiet gehen. Man kann das auch bequem 
von zu Hause aus mit dem Joystick handhaben.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Wie reden Sie 
denn über Soldaten?)
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Das Parlamentsbeteiligungsgesetz berücksichtigt also 
dieses Szenario nicht. Das Parlamentsbeteiligungsge-
setz geht von bewaffneten deutschen Streitkräften im 
Ausland aus, § 1 Abs. 2 in Verbindung mit § 2 Abs. 1. 
Der Ausführende im Sinne des Parlamentsbeteiligungs-
gesetzes ist also in jedem Fall der Soldat bzw. die Solda-
tin und nicht irgendwelche Waffensysteme. Es geht also 
darum, diese Waffensysteme im Parlamentsbeteiligungs-
gesetz zu berücksichtigen.

Die Linke hat angekündigt, dass sie den Antrag der 
Regierungsfraktionen ablehnen und sich natürlich auch 
nicht an dieser Kommission beteiligen wird. Wir werden 
nicht als Feigenblatt dienen.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Gott sei Dank!)

Wir stimmen dem Antrag der Grünen zu.

(Beifall des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

Ich habe noch eine Bitte an die Regierungsfraktionen: 
Nehmen Sie die von mir genannten Lücken ernst und 
sorgen Sie dafür, dass diese geschlossen werden.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Das meinen Sie 
nicht ernst!)

Danke.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU/
CSU: Wir nehmen die Lücken ernst!)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Als nächstem Redner erteile ich das Wort dem Kolle-

gen Dr. Rolf Mützenich, SPD.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Michael Brand [CDU/CSU]: Danke, dass jetzt 
Argumente kommen!)

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich 

würde gerne versuchen, noch einmal auf den Kern der 
heutigen Debatte zurückzukommen, weil es heute nicht 
um einen Gesetzentwurf geht, der möglicherweise die 
Parlamentsrechte in irgendeiner Form erweitert, ein-
schränkt, modernisiert oder irgendetwas anderes, son-
dern lediglich darum, die Frage zu stellen: Wollen wir 
eine Kommission beim Parlament einsetzen, die sowohl 
mit der Expertise aus dem Parlament als auch der von 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern sowie 
Experten aus dem Bereich des Völkerrechts mit uns ge-
meinsam überlegt, welche Herausforderungen sich mit 
Blick auf ein modernes Parlamentsbeteiligungsgesetz er-
geben?

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Michael Brand [CDU/CSU]: Das ist die 
Frage!)

Ich finde, diesen Nebel, der gerade hier entstanden ist, 
müssen wir aus dem Parlament vertreiben. Es geht tat-
sächlich um ein innovatives Instrument, das uns im 
Deutschen Bundestag hilft, in einer Debatte, die wir 
möglicherweise dann noch in dieser Legislaturperiode 

als verantwortungsvolle Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier zu führen haben, sozusagen eine Wegstrecke 
abzubilden. Genau deshalb war diese Einladung auch 
von uns an alle Fraktionen in diesem Haus gerichtet ge-
wesen.

Ich gebe zu, liebe Kolleginnen und Kollegen: Ich bin 
am Ende einer längeren Debatte, die wir sowohl in den 
Ausschüssen als auch zwischen den Fraktionen geführt 
haben, nicht ganz zufrieden. Natürlich hätte ich mir die 
Beteiligung aller Fraktionen gewünscht. Ich glaube, wir 
alle hier im Deutschen Bundestag haben mit gutem 
Grund, aber auch mit gutem Wissen und Willen ver-
sucht, diese Einigung zu erreichen. Ich sage das auch 
ganz klar an die Fraktion der Grünen gerichtet, und zwar 
aus einem ganz einfachen Grund: weil wir damals unter 
Rot-Grün nämlich einen anderen Weg gegangen sind, 
der auch nicht auf die Zustimmung dieses Parlaments 
gestoßen ist. Ich glaube, wir sollten uns noch einmal ver-
gewissern, wie das 2004/2005 war: Wir haben damals 
als rot-grüne Bundesregierung bzw. Koalition einen Ge-
setzentwurf vorgelegt, der, wie ich finde, richtig war. 
Jetzt wollten wir einen anderen Weg beschreiten: Wir 
wollten die Opposition von Anfang an dabei haben. Die 
Große Koalition will nichts niederstimmen und auch 
keine Minderheitenrechte beiseiteschieben, sondern eine 
Parlamentskommission einrichten. Ich glaube, das war 
der richtige Weg: ein Angebot an alle in diesem Parla-
ment, zu versuchen, in den nächsten Monaten berech-
tigte Fragen auch zu diskutieren.

Als es damals um das Parlamentsbeteiligungsgesetz 
ging, kamen vonseiten der Union – das muss ich unse-
rem Koalitionspartner zugestehen – teilweise andere 
Vorstellungen. Diese berechtigten Fragen können jetzt 
wieder gestellt werden. Das soll eine Kommission beim 
Parlament leisten, in der, wie gesagt, sowohl Abgeord-
nete vertreten sind als auch ein breiter Kreis von Exper-
ten, der uns helfen kann. Wir wollten keinen Gesetzent-
wurf vorlegen, und wir wollten auch kein Gremium der 
Koalitionsparteien. Wir wollten das nicht im Koalitions-
ausschuss festlegen und Ihnen quasi diktieren. Ich 
meine, welchen offeneren Weg hätten wir denn wählen 
können als die Einrichtung dieser Kommission beim 
Parlament? Dass Sie so reagiert haben, hat mich dann 
schon gewundert. Sie haben den Koalitionsvertrag gele-
sen: Wir wollten ganz bewusst – so haben wir es auch 
zitiert – möglichst im Konsens Vorschläge machen, wo-
bei Minderheitenrechte und Minderheitsvoten in dieser 
Kommission genauso respektiert worden wären wie 
sonst im Deutschen Bundestag auch.

Vizepräsident Johannes Singhammer:

Herr Kollege Mützenich, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Kollegen Liebich?

Dr. Rolf Mützenich (SPD):

Da melden sich ganz viele.

Vizepräsident Johannes Singhammer:

Dann erst einmal der Kollege Liebich.
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Stefan Liebich (DIE LINKE):
Vielen Dank, Herr Kollege Mützenich, dass Sie diese 

Zwischenfrage zulassen. Wir hatten uns in meiner Frak-
tion nicht abgesprochen, wer sich alles meldet.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Das müsst ihr untereinander klären.

Stefan Liebich (DIE LINKE):
Vielleicht erledigt sich das auch in der Folge; das 

weiß ich nicht.

Das Angebot an uns, dass wir in dieser Kommission 
zusammenarbeiten können, klang sehr schön. Das 
Problem ist allerdings: Sie haben in der letzten Sitzungs-
woche, als wir darüber gesprochen haben, gesagt: Wir 
überweisen das an die Ausschüsse; da kann man ja noch 
einmal beraten. – Nun saßen wir alle gemeinsam im 
Auswärtigen Ausschuss, und es lagen Vorschläge von 
drei Seiten vor. Dann ist zwar verbal bekundet worden, 
man könne aus den Vorschlägen der Grünen zum Einset-
zungsbeschluss – aus unseren vielleicht auch; das ist 
nicht ganz deutlich geworden – etwas in den Antrag, den 
Sie vorgelegt haben, aufnehmen. Das ist aber nicht pas-
siert. Sie haben den Vorschlag, der hier letzte Woche 
vorlag, vollkommen unverändert zur Abstimmung ge-
stellt, ohne ein einziges Angebot für einen etwas ergeb-
nisoffeneren Text zu machen.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Aber das be-
ginnt doch erst!)

Da muss ich schon sagen: Ich kann das Klagen, man 
hätte uns einbeziehen wollen, nicht richtig ernst nehmen. 
Im Ausschuss war davon nichts zu merken. Sie haben 
einfach abgestimmt über das, was von Ihnen vorlag, und 
unsere Anregungen beiseitegeschoben.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Herr Kollege Liebich, ich habe nicht geklagt, sondern 

sozusagen den Weg aufgezeigt, den wir den Opposi-
tionsparteien – wie bereits in den Koalitionsgesprächen 
beschlossen – eröffnet haben, auch als Konsequenz 
daraus, wie wir damals das Parlamentsbeteiligungs-
gesetz auf den Weg gebracht haben. Wir wollten damals 
auch rechtliche Klarheit herstellen.

Ich habe die Diskussion im Auswärtigen Ausschuss 
ein bisschen anders in Erinnerung als Sie: In der Tat, wir 
haben lange Zeit über die Ukraine diskutiert. Ich finde, 
das darf uns nicht zum Vorwurf gemacht werden; denn 
das ist ein Fels der Herausforderungen in der internatio-
nalen Politik, die auch mit Parlamentarierinnen und Par-
lamentariern zu diskutieren sind und wo im Deutschen 
Bundestag unterschiedliche Meinungsbilder existieren.

Dann haben wir, glaube ich, gegen zwölf Uhr unter 
Beteiligung aller Fraktionen eine relativ breite Debatte 
über diesen Antrag geführt. Da gab es eben unterschied-
liche Auffassungen. Wir haben aber schon vorher – das 
sollte der Öffentlichkeit hier klar werden – alle Versuche 
unternommen – vielleicht in unterschiedlicher Intensi-
tät –, letztlich zu einer Lösung zu kommen. Deswegen 
habe ich hier nichts beklagt.

Sie haben es leider – das will ich Ihnen im Gegensatz 
zur Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nicht zum Vorwurf 
machen – erst diese Woche geschafft, einen Antrag vor-
zulegen. Ich hätte mir gewünscht, dass wir diesen Antrag 
etwas früher bekommen hätten; das hätte die Debatte 
vielleicht befördert.

Deswegen will ich noch einmal eindeutig feststellen: 
Wir wollen weiterhin diese breite Beteiligung.

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Herr Kollege Mützenich, jetzt hat sich der Kollege 

Gehrcke noch einmal gemeldet. Die Frage, die er stellen 
wollte, ist also noch nicht beantwortet. Deshalb darf ich 
Sie fragen, ob Sie diese Frage auch zulassen.

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Ja, wenn es bereichert.

(Heiterkeit – Dr. Johann Wadephul [CDU/
CSU]: Also nicht!)

Wolfgang Gehrcke (DIE LINKE):
Kollege Mützenich, Sie kennen doch den klassischen 

Spruch, den jemand vor Gericht gesagt hat, als er aufste-
hen sollte: Wenn es der Wahrheitsfindung dient. – Hier 
müsste es heißen: Wenn es die Debatte bereichert.

Ich möchte gerne von Ihnen wissen, warum es den 
Antragstellern nicht möglich war, die Formulierung 
„Stärkung der Parlamentsrechte“ in den Antrag mit auf-
zunehmen. Es geht ja darum, dass Sie eine Kommission 
einsetzen möchten, die keinen beliebigen, sondern einen 
bestimmten Auftrag hat, den das Parlament erteilt und 
den die Kommission dann auch erfüllen muss. Es war 
für uns ein zentraler Punkt, diese Formulierung in den 
Antrag aufzunehmen. Das war nicht möglich.

Sie können von uns doch nicht erwarten, dass wir in 
Bezug auf eine Kommission, die noch nicht einmal über 
die Stärkung der Parlamentsrechte reden darf – das ist 
nicht ihr Auftrag –, kritiklos sagen: Da machen wir mit.

Hier war die Grenze. Wir haben das zigmal hin und 
her verhandelt, aber Sie waren nicht bereit, sich einen 
Millimeter zu bewegen. Meine Einschätzung ist: Viel-
leicht hätten Sie sich ja bewegt, aber Ihr Koalitionspart-
ner war nicht bereit, Ihnen so viel Raum einzuräumen,

(Michael Brand [CDU/CSU]: Wir sind für 
starke Parlamentsrechte!)

dass Sie dieser Bitte nachkommen konnten.

Weil Sie hier für Transparenz geworben haben, wollte 
ich Sie bitten, das zu bestätigen, was ich gesagt habe: Sie 
waren nicht bereit, die Formulierung „Stärkung der Par-
lamentsrechte“ aufzunehmen.

(Beifall bei Abgeordneten der LINKEN)

Dr. Rolf Mützenich (SPD):
Ich finde ja, das ist ein interessanter Versuch, aber Sie 

können mich von meinem Koalitionspartner natürlich 
nicht wegbringen, weil wir auch in diesen Punkten gut 
zusammengearbeitet haben.
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(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU – 
Michael Brand [CDU/CSU]: Was für eine Be-
reicherung, Herr Gehrcke! – Henning Otte 
[CDU/CSU]: Danke für die Vorlage!)

Herr Kollege Gehrcke, ich habe Ihnen das zwar schon 
während der Aussprachen in den Ausschüssen und auch 
bilateral gesagt, aber ich würde Sie trotzdem gerne noch 
einmal darauf hinweisen, dass gerade im Koalitionsver-
trag von der besonderen Stärke der Parlamentsbeteili-
gung gesprochen wird. Ich finde, dass sich der Deutsche 
Bundestag als Parlament überhaupt nicht zu verstecken 
braucht. Er nimmt sein Recht wahr, mit über Auslands-
einsätze zu befinden. Das tun wir hier im Deutschen 
Bundestag ja auch fast immer zur Hauptdebattenzeit und 
vor einem vollen Plenum. Wir schätzen uns wert und 
tauschen unsere unterschiedlichen Argumente in den 
Debatten aus. Gerade das wird auch im Einsetzungsbe-
schluss für die Kommission wieder deutlich.

Wenn Sie dem Parlament und uns Einzelnen in dieser 
Koalition nicht trauen – das mag ja aufgrund der Aus-
einandersetzungen so sein –: Warum vertrauen Sie dann 
nicht einer relativ unabhängigen, vom Parlament einge-
setzten Kommission, dass sie all diese Fragen diskutiert? 
Wir geben ihr doch nichts vor. Sie hätten Mitglieder der 
Kommission benennen können, die genau diese Punkte 
zur Sprache gebracht hätten. Wir setzen diese Kommis-
sion doch nicht ein, um den Mitgliedern danach sozusa-
gen einen Knebel in den Mund zu legen und zu sagen: 
„Darüber dürft ihr nicht diskutieren.“ Vielmehr geht es 
doch um selbstbewusste Beratungen aus dem Parlament 
und auch der Fachöffentlichkeit und darum, bestimmte 
Dinge einmal auf den Punkt zu bringen. Ich finde, das 
Angebot war sehr groß und auch sehr umfassend.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Ich glaube, es spielt auch noch ein anderer Aspekt 
eine Rolle – das wollen Sie ja auch nicht einfach zur 
Seite schieben –: Wahrscheinlich wird sich diese vom 
Parlament eingesetzte Kommission auch mit weiteren 
Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts aus-
einandersetzen müssen. – Wir wollen uns über diese Ent-
scheidungen gar nicht hinwegsetzen, sondern genau das 
akzeptieren, was uns das Bundesverfassungsgericht mit 
auf den Weg gegeben hat. Damals wurde uns eben ge-
sagt, dass wir ein Gesetz formulieren und offene Fragen, 
die in den letzten Jahren aufgetaucht sind, beantworten 
sollen. Deswegen finde ich, müssen wir uns mit den Ar-
gumenten auseinandersetzen.

Ich war schon etwas verwundert darüber, dass Sie ein 
Papier, das, glaube ich, am Institut für Friedens- und Si-
cherheitspolitik an der Universität Hamburg von ganz 
unterschiedlichen Autoren erstellt worden ist, durch die 
uns auch eine Stärkung und Fortentwicklung dieses Par-
lamentsbeteiligungsrechts mit auf den Weg gegeben 
wurde, gar nicht in die Debatte eingebracht haben. Die 
Autoren haben sowohl Argumente der Union, aber zum 
Beispiel auch manche Ihrer Argumente aufgenommen.

Die Quintessenz dieses Papieres ist: Es ist richtig, in 
der Kommission mitzuarbeiten. Das bietet die Möglich-
keit, das Parlamentsbeteiligungsrecht innovativ weiter-

zuentwickeln und die Fragen, die in den letzten Jahren 
aufgetaucht sind, eventuell zu beantworten. Ich hätte mir 
genau diese Souveränität der Autoren – das wissen Sie –, 
die aus unterschiedlichen Parteien und aus unterschiedli-
chen Wissenschaftszweigen kommen, auch von Ihnen 
gewünscht. So viel Souveränität hätte auch von Ihnen 
und letztendlich auch von den beiden Fraktionen der Op-
position kommen müssen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

Ich werfe Ihnen die Fragen, die Sie in Ihrem Antrag 
aufgeführt haben, nicht vor. Darüber kann man diskutie-
ren, zum Beispiel über den Umgang mit unbemannten 
Flugkörpern, die möglicherweise mehr und mehr in den 
militärischen Alltag überführt werden. Warum sollte in 
einem solchen Gremium nicht auch darüber diskutiert 
werden? Das ist letztlich eine Herausforderung für die 
Sicherheitspolitik in Deutschland, weil diese Flugkörper 
möglicherweise von hier aus gestartet werden. Dadurch 
leitet sich aus dem Völkerrecht das Recht ab, Angriffs-
kriege zu führen. Ich glaube, das ist ein wichtiger Punkt, 
der diskutiert werden muss.

Zu den Grünen. Da ist mir zum Beispiel berichtet 
worden, dass die Organisation Ziviler Friedensdienst 
überhaupt nicht glücklich über die Vermengung von zi-
vilen und militärischen Fragen im Parlamentsbeteili-
gungsrecht ist. Diese Organisation will sich eben nicht 
mit dem militärischen Auftrag identifizieren. Ich ver-
stehe das; das ist auch vollkommen richtig. Auch so et-
was hätte in dieser Kommission besprochen werden kön-
nen. Warum nicht? Ich glaube, die Kommission ist 
souverän genug, um über Transparenz und auch vieles 
andere zu sprechen.

Der letzte Aspekt, den ich in diese Diskussion ein-
bringen will: Durch die Verweigerung zur Mitarbeit ver-
engen Sie ohne Not die Debatte, die nach dem Ende der 
Arbeit der Parlamentskommission diesen Deutschen 
Bundestag erreichen wird. Ich finde, Sie sollten sich 
noch einmal überlegen, ob Sie das wollen. Wollen Sie in 
diesem Bericht, den die Kommission am Ende ihrer Ar-
beit dem Deutschen Bundestag vorlegen wird, Ihre Ar-
gumente wiederfinden und diskutieren lassen, oder wol-
len Sie sie in diesem Bericht nicht haben? Deswegen ist 
meine herzliche Bitte: Überlegen Sie sich Ihre Entschei-
dung, gar nicht mitzuarbeiten. Ich finde, es wäre im Inte-
resse des Parlaments und der Öffentlichkeit. Die Einla-
dung zur Mitarbeit besteht weiterhin.

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Für Bündnis 90/Die Grünen erteile ich als nächster 

Rednerin der Kollegin Agnieszka Brugger das Wort.

Agnieszka Brugger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die Ent-
scheidungen über Auslandseinsätze der Bundeswehr 
sind für uns Abgeordnete, so empfinde ich das, die 
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schwierigsten. Niemand von uns kann sich dabei hinter 
seiner Fraktion verstecken, sondern muss sich nament-
lich für oder gegen einen Einsatz entscheiden.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Richtig!)

Das führt zu intensiven und kontroversen Debatten, 
nicht nur in den Fraktionen und Parteien, sondern auch 
mit den Bürgerinnen und Bürgern und auch hier in unse-
rem Parlament. So wird eine breite demokratische Legi-
timation von Auslandseinsätzen ermöglicht. So wird 
aber auch verhindert, dass diese Entscheidung nur einige 
wenige treffen oder diese gar zu leichtfertig. Deshalb 
finde ich, die Parlamentsbeteiligung ist ein sehr hohes 
Gut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 
SPD und der LINKEN)

20 Jahre Parlamentsbeteiligungsgesetz, das wäre ei-
gentlich ein guter Anlass, um es als Errungenschaft un-
serer Demokratie zu feiern. Es wäre auch ein guter Zeit-
punkt, um gemeinsam zu evaluieren, wie sich dieser 
Grundsatz deutscher Außen- und Sicherheitspolitik be-
währt hat und wie man ihn verbessern und weiterentwi-
ckeln kann.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der Koalition, 
egal wie oft Sie das behaupten – ich sage es hier noch 
einmal ganz klar –: Wir Grüne verweigern uns keines-
wegs prinzipiell einer Mitarbeit in einer Kommission zur 
Überprüfung, Sicherung und Stärkung der Parlaments-
rechte bei Auslandseinsätzen der Bundeswehr.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Dann ist ja gut! 
Dann machen Sie doch mit!)

Im Gegenteil: Wir haben uns bereits in den letzten Jah-
ren mit diesem Thema sehr intensiv beschäftigt, und wir 
haben sehr viele Ideen, die wir gerne mit Ihnen diskutiert 
hätten.

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: Sehr gut!)

Noch in der Parlamentsdebatte in der letzten Woche 
haben Sie mit großen Worten beteuert, dass Sie die Par-
lamentsbeteiligung nicht aufweichen wollen und dass 
die von Ihnen vorgesehene Kommission ergebnisoffen 
tagen sollte. Allerdings haben gleichzeitig designierte 
Mitglieder dieser Kommission einige Mandatsdebatten 
als „reine Routine“ bezeichnet oder sich öffentlich in 
Bezug auf integrierte Streitkräfte für ein reines Rückhol-
recht des Bundestages ausgesprochen. Ich finde, nicht 
nur das spricht Bände und zeigt deutlich, wohin Sie ei-
gentlich wollen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN – Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Reine Vermutung!)

Ein einfacher Blick in Ihren Antrag zur Einsetzung 
der Kommission genügt vollkommen. Es soll um die 
Abstufung der Intensität der parlamentarischen Beteili-
gung gehen. Das ist doch entlarvend und zeigt, worum es 
Ihnen wirklich geht, nämlich die Aufweichung und 
Schwächung des Parlamentsvorbehalts.

(Beifall des Abg. Dr. Frithjof Schmidt 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] – Ingo 
Gädechens [CDU/CSU]: Nein, das wollen wir 
nicht!)

Und noch ein anderer Umstand verrät Sie: Sie legen 
– auch das entgegen Ihrer Beteuerungen – offensichtlich 
keinen allzu großen Wert darauf, die Opposition mit ih-
ren Ideen mitzunehmen. Auch im Antrag der Linken gibt 
es einige gute und interessante Punkte, die man hätte dis-
kutieren können,

(Beifall des Abg. Dr. Alexander S. Neu [DIE 
LINKE])

beispielsweise die unzureichende Unterrichtungspraxis 
beim Einsatz der Spezialkräfte. Auch wir Grünen haben 
Ihnen nicht nur im vorliegenden Antrag unsere konkre-
ten Ideen unterbreitet, sondern auch schon im Vorfeld 
und vorgestern im Ausschuss versucht, mit Ihnen ge-
meinsam einen Kommissionsauftrag auf den Weg zu 
bringen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD und 
der Union, das ist nicht an uns, sondern an Ihnen ge-
scheitert. Schon ganz früh haben Sie nämlich klarge-
macht, dass Sie nicht bereit sind, Ihren Antrag auch nur 
einen Millimeter zu ändern.

(Dr. Johann Wadephul [CDU/CSU]: Das 
stimmt nicht! Das ist schlicht falsch!)

– Wenn das falsch ist, dann hätten Sie ja auf einen unse-
rer Vorschläge eingehen können, zum Beispiel auf das 
Thema „integrierte Mandate“, das gerade angesprochen 
wurde. Wir wissen alle: Die Auslandseinsätze der Bun-
deswehr können nur dann einen Beitrag zu mehr Stabili-
tät, Sicherheit und Frieden leisten, wenn sie in eine trag-
fähige und gut durchdachte Gesamtstrategie eingebettet 
sind, die die Konfliktursachen bearbeitet.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das wollten 
wir in der Kommission!)

Solche integrierten Mandate würden die jeweilige Bun-
desregierung stärker darauf verpflichten, auch diploma-
tische, polizeiliche, entwicklungspolitische und zivile 
Ansätze zur Krisenbewältigung für jeden Konflikt aus-
zubuchstabieren und die Stimmigkeit der Instrumente 
gründlich abzuwägen und darzustellen. So würden sich 
die Diskussionen nicht immer nur auf das militärische 
Engagement fokussieren.

Meine Damen und Herren, wir haben zudem vorge-
schlagen – das war für uns ein ganz zentraler Punkt –, 
dass der Kommissionsauftrag nicht nur die Überprüfung, 
sondern auch die Stärkung der Parlamentsrechte zum 
Ziel hat. Ich würde jetzt wirklich gerne ganz konkret von 
Ihnen hören, warum Sie auch diesen Vorschlag so kate-
gorisch abgelehnt haben, wenn es Ihnen angeblich nicht 
um die Aufweichung des Parlamentsvorbehaltes geht.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN – Dr. Reinhard Brandl 
[CDU/CSU]: Es geht um ergebnisoffene Prü-
fung!)
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Auch das offenbart doch deutlich, dass die Ergebnisof-
fenheit der Kommission, von der Sie reden, nicht mehr 
als eine Fassade ist.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Reinhard 
Brandl [CDU/CSU]: Doch! Deswegen ist der 
Antrag ja neutral formuliert!)

Ich erwarte auch nicht, dass Sie die grünen Vor-
schläge richtig finden. Aber ich erwarte – gerade wenn 
Sie immer wieder beteuern, dass Sie uns ja ach so gerne 
mit im Boot gehabt hätten –,

(Ingo Gädechens [CDU/CSU]: „So gerne“ 
nicht, aber gerne schon!)

dass Sie wenigstens die Bereitschaft zeigen, so etwas zu 
diskutieren und in den Antrag aufzunehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Nicht wir sind es also, die sich verweigern, sondern 
Sie sind gegen alles, was nicht nach Ihrer Pfeife tanzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Michael Brand [CDU/CSU]: Natürlich sind 
Sie es! – Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: 
Genau andersrum!)

– Nein, es ist genau so, wie ich es sage.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Heiterkeit bei der CDU/CSU – Michael Brand 
[CDU/CSU]: Der Klügere gibt nach! Ich gebe 
jetzt nach!)

Meine Damen und Herren, wir bedauern es sehr – und 
das ist dann wieder weniger lustig –, dass Sie, um Ihre 
fragwürdigen politischen Ziele zu verfolgen, die Stär-
kung der Parlamentsbeteiligung ausschließen wollen.

(Henning Otte [CDU/CSU]: Nein! Um Gottes 
willen!)

Wir machen bei diesem durchsichtigen Manöver nicht 
mit, und wir sind ganz sicher auch nicht das grüne Fei-
genblatt für den schwarz-roten Angriff auf die Parla-
mentsrechte.

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt wird es aber 
doll!)

Deshalb können und wollen wir uns aus guten Gründen 
nicht an dieser Kommission beteiligen.

Vielen Dank.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer:
Nächste Rednerin ist für die CDU/CSU-Fraktion die 

Kollegin Elisabeth Motschmann.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Elisabeth Motschmann (CDU/CSU):
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir 

sind uns sicher alle darin einig, dass es nicht gut ist, 
wenn einer alleine über den Einsatz von Soldaten ent-

scheidet. Das sehen wir aktuell auf der Krim. Vor diesem 
Hintergrund wird unser Thema „Einsetzung einer Kom-
mission zur Überprüfung und Sicherung der Parlaments-
rechte bei der Mandatierung von Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr“ nicht nur aktuell, sondern es gewinnt auch 
an Bedeutung.

Uns wird bewusst: Die parlamentarische Beteiligung 
an der Entscheidung über die Bundeswehreinsätze bzw. 
das Parlamentsbeteiligungsgesetz hat sich bewährt. Da-
durch ist eine breite Verankerung der Bundeswehr und 
ihrer Einsätze in der Gesellschaft gewährleistet, und das 
ist – Frau Brugger, ich sehe das genauso wie Sie – ein 
ganz hohes Gut. Nicht jedes Land, auch nicht in Europa, 
hat einen solchen Parlamentsvorbehalt.

Immer wieder stehen wir aber vor neuen verteidi-
gungspolitischen Herausforderungen und Aufgaben, die 
auch die Strukturen der Bundeswehr verändern und An-
passungen notwendig machen. Inzwischen haben wir 
eine Armee, die in vielen Teilen der Welt eingesetzt 
wird. Wir haben eine Armee, die in integrierten Struktu-
ren und Stäben auf NATO- und EU-Ebene mitwirkt.

Unsere Sicherheit kann nur mit unseren Bündnispart-
nern gemeinsam hergestellt werden. Deshalb müssen wir 
nationale militärische Kapazitäten bündeln – Stichwort 
„Sharing und Pooling“ –, und dadurch können wir von-
einander profitieren. Die nationalen Streitkräfte werden 
integriert und damit partiell auch voneinander abhängig. 
Diese notwendige und sinnvolle Auffächerung von Auf-
gaben macht es erforderlich, dass wir die Parlaments-
rechte sichern und unseren Einfluss auf die Einsatzent-
scheidungen neu justieren.

Herr Gauck hat uns in München gemahnt,

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Krieg zu 
führen!)

„sich als guter Partner früher, entschiedener und substan-
zieller“ einzubringen. „Guter Partner“ bedeutet Verläss-
lichkeit. „Guter Partner“ heißt, dass Entscheidungen 
zügig getroffen werden, dass Entscheidungen im Schul-
terschluss mit den Bündnispartnern erfolgen und dass 
wir zu unseren getroffenen Entscheidungen auch stehen. 
Deshalb stellen wir uns schon seit längerem die Frage, 
ob das Parlamentsbeteiligungsgesetz weiterentwickelt 
werden kann oder weiterentwickelt werden muss. Die 
einzusetzende Kommission soll prüfen, wie die Parla-
mentsrechte bei Auslandsmandaten der Bundeswehr 
unter den neuen Auftragsbedingungen gewährleistet 
werden können.

Im Gegensatz zu den Grünen wollen wir ergebnisof-
fen tagen; das ist ein wichtiger Unterschied.

(Dr. Reinhard Brandl [CDU/CSU]: Das ist 
Toleranz!)

– Genau, das ist Toleranz. – Die Grünen klammern mit 
ihrer parlamentarischen Kommission den Nutzen einer 
solchen Kommission von vornherein aus.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Wir beantragen gerade eine solche 
Kommission!)
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Sie begrenzen und beschränken die Kommissionsarbeit. 
Ihr Vorschlag steht im Übrigen im Widerspruch zum 
Koalitionsvertrag. Das stört natürlich Sie nicht, aber uns 
schon.

(Lachen beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie hatten die Chance, sich an diesem Antrag zu beteili-
gen und ihn dadurch auf ein breites Fundament zu stel-
len. Dass Sie das ablehnen, kann man nur bedauern. Das 
ist eine vertane Chance. Schade!

Die Thematik ist hochkomplex und bedarf einer juris-
tischen, sicherheitspolitischen und militärischen Bera-
tung. Deshalb tun wir gut daran, auch externe Fachleute 
mit einer solchen Aufgabe zu betrauen. Sie sollen uns be-
gleiten und beraten. Ich freue mich zusammen mit meiner 
Fraktion, dass Volker Rühe bereit ist, den Vorsitz einer 
solchen Kommission zu übernehmen. Er bringt große Er-
fahrung mit als ehemaliger Verteidigungsminister.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Sie haben viele Parlamentarier, die ehe-
malige Verteidigungsminister sind!)

Davon können wir doch nur profitieren. Ich freue mich 
übrigens auch, dass diese Kommission von sozialdemo-
kratischer Seite unterstützt werden soll, nämlich von 
Walter Kolbow.

Den Antrag der Linken verstehe ich nicht.

(Dr. Alexander S. Neu [DIE LINKE]: Das 
kann ich mir vorstellen!)

Sie wollen doch keine Auslandseinsätze. Warum schrei-
ben Sie dann einen dreiseitigen Antrag dazu? Das macht 
gar keinen Sinn. Wenn Sie keine Auslandseinsätze wol-
len, brauchen Sie auch keinen Antrag zu diesem Thema 
zu stellen. Sie haben doch selber gesagt, Herr Neu: Die 
CDU/CSU will eine Mitmachautomatik. – Sie wollen 
eine Nichtmitmachautomatik.

(Dr. Frithjof Schmidt [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Beide Parteipositionen sind damit 
gut beschrieben!)

Das wiederum wollen wir nicht. Deshalb kann ich nur 
sagen: Stimmen Sie unserem Antrag zu. Er ist gut und 
richtig. Lassen Sie die anderen Anträge von Grünen und 
Linken links liegen.

Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Petra Pau:
Das Wort hat der Kollege Reinhard Brandl für die 

CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Dr. Reinhard Brandl (CDU/CSU):
Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-

gen! Frau Brugger – bitte aufpassen! –,

(Heiterkeit bei der CDU/CSU)

da Sie gerade wieder versucht haben, uns eine andere 
Motivation zu unterstellen, möchte ich zu Beginn meiner 
Rede eines klarstellen: Die vorgeschriebene Beteiligung 
des Deutschen Bundestages bei Auslandseinsätzen der 
Bundeswehr ist eine Stärke unserer Demokratie. Gerade 
bei diesen schwierigen Fragen, bei denen es um Leben 
und Tod gehen kann und über die man oft unter 
Zeitdruck und bei unvollständiger Informationslage ent-
scheiden muss, übernehmen wir als Parlament gemein-
sam mit der Regierung Verantwortung. In der Praxis 
– Sie wissen das – heißt das: eine breite parlamentari-
sche Mehrheit für jeden Einsatz.

Einsätze der Bundeswehr spielen in Wahlkämpfen 
praktisch keine Rolle. Ich weiß, die Linken haben einen 
anderen Schwerpunkt, aber ich lasse sie jetzt einmal au-
ßen vor. Weder die Soldaten noch unsere Bündnispartner 
müssen befürchten, dass nach einer Wahl eine neue 
Regierung einen vollkommen neuen Kurs einschlägt. 
Auch das ist eine Form von Bündnisfähigkeit. Wir wären 
verrückt, wenn wir dieses gute Instrument der Parla-
mentsbeteiligung in irgendeiner Form infrage stellen 
oder schwächen würden.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Auf der anderen Seite gibt es unter anderem bei den 
Grünen, Frau Brugger, das wohlgepflegte Klischee, die 
Bundesregierung und die Union würden, wenn sie nur 
könnten, die Bundeswehr noch viel häufiger in den Ein-
satz schicken,

(Inge Höger [DIE LINKE]: Das haben Sie 
doch angekündigt!)

nur das Parlamentsbeteiligungsgesetz und die guten Grü-
nen verhindern das. Das ist so eingängig wie falsch.

(Michael Brand [CDU/CSU]: Die haben so 
viele Missionen unter Rot-Grün auf den Weg 
gebracht!)

Das wissen Sie genau. Sie sind bei den Beratungen im-
mer selbst mit dabei, aber dennoch versuchen Sie, mit 
aller Kraft dieses Klischee unterschwellig aufrechtzuer-
halten.

Dabei sind wir uns doch im Grundsatz einig, und wir 
sind uns auch bei großen Teilen der Problembeschrei-
bung einig. Sie selbst beantragen heute eine Kommis-
sion zur Weiterentwicklung der Parlamentsrechte

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war nicht völlig falsch, was Sie 
bisher erzählt haben!)

und haben in großen Teilen wortwörtlich unseren Antrag 
übernommen.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Jetzt müssen Sie sich entscheiden, was 
Ihr Vorwurf ist!)

Ein Thema, das Sie und uns bewegt, ist, dass mit der ver-
stärkten militärischen Integration in der NATO und der 
EU Spannungsverhältnisse zur Parlamentsbeteiligung 
entstehen können.
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Was heißt das konkret? Ein Soldat arbeitet zum Bei-
spiel das ganze Jahr über in einem Planungsstab der 
NATO. Plötzlich gibt es einen Einsatz, der von der 
NATO geführt wird, an dem dieser Stab direkt oder indi-
rekt beteiligt ist. Deutschland – vor allem um den Fall 
geht es – entscheidet sich zum Beispiel im Parlament, 
nicht an diesem Einsatz teilzunehmen. Die Frage, die 
sich dann stellt, lautet: Unter welchen Voraussetzungen 
kann der Soldat in seinem Stab weiterarbeiten? Ab wann 
brauchen wir für den Mann oder die Frau ein eigenes 
Mandat mit erster, zweiter und dritter Lesung, mit Aus-
schussberatungen und namentlicher Abstimmung?

Was würde es bedeuten, wenn wir in so einem Fall 
unsere Leute gleich von vornherein abziehen würden? 
Welche Positionen würden wir dann zum Beispiel in der 
NATO nicht bekommen? Die Fragen sind nicht trivial, 
aber, ehrlich gesagt, sind sie auch nicht weltbewegend.

(Lachen des Abg. Omid Nouripour [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN])

– Herr Nouripour, das muss man in der Abwägung se-
hen: Es geht wirklich um Spezialfragen, um die wir uns 
kümmern, die nicht trivial sind, die aber lösbar sind.

(Omid Nouripour [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Richtig!)

Dazu stellen sich Fragen – in dem Antrag ist auch von 
der Auffächerung der Aufgaben die Rede –, zum 
Beispiel wie wir die Parlamentsbeteiligung an die Art 
der Einsätze besser anpassen können.

Ich sage Ihnen, wie es ist. Es gibt auch bei uns in der 
Fraktion unterschiedliche Meinungen dazu; es gibt in der 
SPD unterschiedliche Meinungen dazu. Aus meiner 
Sicht könnten wir auch teilweise Einsätze der Polizei 
mandatieren. Aber das sind Fragen, die wir in dieser 
Arbeitsgruppe konkret abwägen wollen. Dazu wollen 
wir externe Experten einladen. Genau deswegen etablie-
ren wir heute diese Arbeitsgruppe.

Die Grünen können sich jetzt entscheiden, ob sie da-
ran mitarbeiten oder ob sie weiter an ihrem Klischee 
festhalten wollen. Ich rate Ihnen, ehrlich gesagt, von 
dem Baum wieder herunterzukommen, auf den Sie jetzt 
mit Ihrer Boykottandrohung geklettert sind. Es kann 
nämlich gut sein, dass die Kommission zu ganz vernünf-
tigen Lösungen kommt, die vielleicht auch in Ihrem 
Sinne wären. Sie wissen, wie es dann politisch ist. Sie 
haben von vornherein gesagt, Sie arbeiteten nicht mit. 
Dann können Sie natürlich auch nachher den Ergebnis-
sen, selbst wenn sie gut sind, nicht zustimmen. Sie 
müssen Ihren Anhängern dann auch erklären, dass Sie 
ausgerechnet bei einem Thema wie der Parlamentsbetei-
ligung an Auslandseinsätzen der Bundeswehr, das Ihnen 
so wichtig ist, auf die Mitarbeit verzichten.

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord-
neten der SPD)

Vizepräsidentin Petra Pau:

Ich schließe die Aussprache.

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluss-
empfehlung des Auswärtigen Ausschusses auf Druck-
sache 18/870. Der Ausschuss empfiehlt unter Buch-
stabe a seiner Beschlussempfehlung die Annahme des 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und SPD auf 
Drucksache 18/766 mit dem Titel „Einsetzung einer 
‚Kommission zur Überprüfung und Sicherung der Parla-
mentsrechte bei der Mandatierung von Auslandseinsät-
zen der Bundeswehr‘“. Wer stimmt für diese Beschluss-
empfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? 
– Die Beschlussempfehlung ist mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen angenommen.

Wir sind noch beim Tagesordnungspunkt 11. Unter 
Buchstabe b seiner Beschlussempfehlung empfiehlt der 
Ausschuss die Ablehnung des Antrags der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 18/775 mit dem 
Titel „Einsetzung einer ‚Parlamentarischen Kommis-
sion zur Überprüfung, Sicherung und Stärkung der 
Parlamentsrechte bei der Mandatierung von Auslands-
einsätzen der Bundeswehr‘“. Wer stimmt für diese 
Beschlussempfehlung? – Wer stimmt dagegen? – Wer 
enthält sich? – Die Beschlussempfehlung ist mit den 
Stimmen der CDU/CSU-Fraktion und der SPD-Fraktion 
gegen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
und der Fraktion Die Linke angenommen.

Zusatzpunkt 6. Abstimmung über den Antrag der 
Fraktion Die Linke auf Drucksache 18/839 (neu) mit 
dem Titel „Einsetzung einer ‚Parlamentarischen Kom-
mission zur Überprüfung, Sicherung und Stärkung der 
Parlamentsrechte bei der Mandatierung von Auslands-
einsätzen der Bundeswehr‘“. Wer stimmt für diesen 
Antrag? – Wer stimmt dagegen? – Wer enthält sich? – 
Der Antrag ist mit den Stimmen der Koalitionsfraktio-
nen gegen die Stimmen der Fraktion Die Linke und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen abgelehnt.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf:

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Annalena Baerbock, Dr. Julia Verlinden, Oliver 
Krischer, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Urteil des Bundesverfassungsgerichts ernst 
nehmen – Bundesberggesetz unverzüglich 
reformieren

Drucksache 18/848 

Überweisungsvorschlag: 
Ausschuss für Wirtschaft und Energie (f) 
Ausschuss für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind für 
die Aussprache 38 Minuten vorgesehen. – Ich höre kei-
nen Widerspruch. Dann ist so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Kolle-
gin Baerbock für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen.


